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P r e s s e m i t t e i l u n g 
 

DKG und Landeskrankenhausgesellschaften starten Informationskampagne 
 

Alarmstufe ROT: Krankenhäuser in Gefahr – 
sofortiger Inflationsausgleich notwendig 
 

Berlin, 5. September 2022 – Die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) startet 

am 5. September in eine bundesweite Kampagne, mit der sie auf die massiven 

wirtschaftlichen Bedrohungen für die Krankenhauslandschaft aufmerksam 

machen möchte. Mit einem Infomobil und anderen Veranstaltungen wird die DKG 

gemeinsam mit allen Landeskrankenhausgesellschaften in allen Bundesländern 

einen umgehenden Inflationsausgleich für die Kliniken fordern, um ungesteuerte 

Insolvenzen zu verhindern.  

Nach den Belastungen der Pandemie trifft die Krankenhäuser nun die Inflation und 

insbesondere die extrem gestiegenen Energiepreise. Diese gesteigerten Kosten 

können die Kliniken nicht weitergeben. Die Kostensteigerungen treffen auf 

staatlich reglementierte Preise. Vorgesehen ist für 2022 nur eine Steigerung der 

Einnahmen für die Kliniken von 2,32 Prozent. Die Inflation liegt aber schon bei 

knapp acht Prozent und wird auf zehn Prozent steigen. Hinzu kommen seit Jahren 

bekannte Probleme wie der chronische Personalmangel und die ausbleibende 

Investitionskostenfinanzierung der Länder. „Es ist völlig inakzeptabel, dass die 

Politik einfach hinnimmt, dass bereits in diesem Jahr 60 Prozent der 

Krankenhäuser rote Zahlen schreiben und sich die Lage im kommenden Jahr noch 

weiter zuspitzen wird. Nach einer aktuellen Blitzumfrage sehen knapp 40 Prozent 

der Krankenhäuser ihre wirtschaftliche Situation so gefährdet, dass Insolvenzen 

drohen. Eine wirtschaftlich solide Finanzplanung ist derzeit unmöglich, und an 

vielen Orten droht deshalb die Schließung von Krankenhäusern – mit negativen 

Folgen für die Versorgungssicherheit. Für viele Landkreise könnte das bedeuten, 

dass sie den Sicherstellungsauftrag übernehmen müssen, um für insolvente 

Kliniken einzustehen.  

Ohne einen Inflationsausgleich zur Stabilisierung der Krankenhäuser droht ein 

massiver Personalabbau mit negativen Folgen für die Patientenversorgung. Wir 

brauchen jetzt kurzfristige finanzielle Hilfe, und langfristig vernünftige Struktur- und 

Finanzierungsreformen. Wenn der Gesundheitsminister jetzt nicht hilft, wird sich 

der kalte Strukturwandel mit seinen Krankenhaus-Schließungen dramatisch weiter 
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verschärfen. Dann gefährdet er die Gesundheitsversorgung der Bevölkerung“, 

sagt der Vorstandsvorsitzende der DKG, Dr. Gerald Gaß.  

Die DKG fordert einen Inflationsausgleich, um die stark gestiegenen Ausgaben der 

Krankenhäuser ausgleichen zu können. Nach einer aktuellen Umfrage des 

Deutschen Krankenhausinstituts können 96 Prozent der Krankenhäuser die 

gestiegenen Kosten nicht mehr aus den laufenden Einnahmen bezahlen. Alleine 

die Energiekostensteigerungen bringen Kliniken an den Rand der 

Zahlungsfähigkeit. „Ein Krankenhaus mittlerer Größe wird nach aktuellen 

Berechnungen 2023 über 6 Millionen Euro mehr für Gas und Strom bezahlen, als 

im Jahr 2021. Mehrausgaben in Millionenhöhe, die nicht gedeckt sind. Allein das 

macht auf alle Kliniken hochgerechnet einen Fehlbetrag von rund 4 Milliarden 

Euro. Insgesamt gehen wir für das Jahr 2023 von einer Unterdeckung von 10 

Milliarden aus. Der Bund hat in den vergangenen Krisen sehr eindrücklich unter 

Beweis gestellt, dass kurzfristige Finanzhilfen für Unternehmen auch in solcher 

Größenordnung möglich sind. Nun ist es an der Zeit, dies auch für die 

Einrichtungen der Daseinsvorsoge zu leisten“, so Gaß.  

Die Umsetzung ist nach Auffassung der DKG einfach und unbürokratisch möglich. 

„Wir fordern einen Inflationsausgleich in Form eines Rechnungsaufschlags auf die 

Krankenhausrechnungen. Dies wäre eine schnelle, unbürokratische Hilfe. Die 

Kosten dürfen aber nicht bei den Krankenkassen landen, sondern müssen vom 

Bund in Form eines höheren Zuschusses für die Kassen übernommen werden. Die 

Krankenhäuser sind in Not wie viele andere energieintensive Unternehmen auch. 

Aber die stützt der Bund mit Hilfen in Milliardenhöhe. Dass im Sommer auch alle 

Corona-Hilfen für die Kliniken ausgelaufen sind, erschwert die Lage zusätzlich. 

Das werden wir insbesondere im Herbst und Winter spüren, wenn wieder mehr 

Corona-Patienten in den Kliniken behandelt werden müssen. Hier braut sich der 

perfekte Sturm zusammen”, so Gaß. 

Langfristig müssen die Länder endlich ihrer gesetzlichen Verpflichtung nach 

ausreichender Finanzierung der Klinik-Investitionskosten nachkommen. Seit 

Jahrzehnten tragen sie nur einen Bruchteil der Kosten.  

Die wirtschaftliche Situation trifft eben auch noch auf eine extrem angespannte 

Personalsituation in den Kliniken. Aktuelle Zahlen zeigen, dass Personalausfälle 

die Versorgungssituation gefährden. Aktuell können 87 Prozent der 

Krankenhäuser nicht ausschließen, Stationen zeitweilig schließen zu müssen. Und 

fast 80 Prozent gehen davon aus, dass sie im Herbst wegen Personalmangels 

planbare Operationen und Eingriffe verschieben oder absagen müssen. Und in 

dieser Situation verschärfen hohe Personalvorgaben die Personalnot, und das 

verbliebene Personal wird mit extremer Bürokratie überlastet. „Wir brauchen einen 
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Befreiungsschlag. Zum einen müssen wir endlich entbürokratisieren und die 

Misstrauenskultur beenden. Die Beschäftigten in den Krankenhäusern müssen 

von Bürokratie befreit werden, statt sie mit immer mehr Anforderungen zu 

konfrontieren. Dass Pflegekräfte und Ärzte drei Stunden täglich mit oft unnötigen 

Dokumentationsarbeiten verbringen müssen, ist inakzeptabel. Zum anderen 

brauchen wir einen großen Digitalisierungsschub, um unser Personal zu entlasten. 

Wir müssen aber auch weg von immer kleinteiligeren Personalvorgaben. Die 

Teams in den Krankenhäusern, die täglich die Versorgung der Patientinnen und 

Patienten stemmen, benötigen Vertrauen und Handlungsspielraum, um die 

Kolleginnen und Kollegen optimal und für die Versorgung und die Patienten 

nutzbringend einsetzen zu können. Absolut absurd wird die Situation dadurch, 

dass das GKV-Finanzstabilisierungsgesetz auch noch den Pflegemangel 

verschärfen wird. Der Minister muss diese Pläne schnellstmöglich ad acta legen. 

Und wir brauchen für die Mitarbeitenden eine klare Perspektive für eine bessere 

Personalausstattung. Ich betone, auch wir Krankenhäuser sind hier gefordert, aber 

wir benötigen zuvorderst die politischen Rahmenbedingungen“, so Prof. Dr. 

Henriette Neumeyer, stellvertretende Vorstandsvorsitzende der DKG. 

„Das Fass der Zumutungen ist voll. Krankenhäuser droht die Schließung aus 

wirtschaftlichen Gründen, der Personalmangel gefährdet die Versorgung, die 

Kliniken erwarten horrende Rechnungen für Gas und Strom, und das alles in 

Erwartung einer Herbst- und Winterwelle. Die Politik reagiert mit noch mehr 

Bürokratie, hält stur an der sinnlosen Impfpflicht fest, hat keine Konzepte gegen 

den Fachkräftemangel und schaut zu, wie Krankenhäuser ins Straucheln geraten. 

Im schlimmsten Fall werden Kliniken keine andere Wahl haben, als Personal 

abzubauen, um einer drohenden Schließung zuvorzukommen. Die Leidtragenden 

dieser Politik sind die Patientinnen und Patienten“, erklärt Gaß.  

Zusammen mit den Landeskrankenhausgesellschaften wird die DKG in den 

kommenden Wochen an zahlreichen Orten in den Bundesländern präsent sein und 

Gesprächsangebote für Presse und Öffentlichkeit organisieren. Mit einer Online-

Petition (http://openpetition.de/!AlarmstufeRot) will sie ihre Forderungen an die 

Politik bekräftigen. 

 
Die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) ist der Dachverband der Krankenhausträger in 

Deutschland. Sie vertritt die Interessen der 28 Mitglieder – 16 Landesverbände und 12 

Spitzenverbände – in der Bundes- und EU-Politik und nimmt ihr gesetzlich übertragene Aufgaben 

wahr. Die 1.903 Krankenhäuser versorgen jährlich 17 Millionen stationäre Patienten (2020) und rund 

19 Millionen ambulante Behandlungsfälle mit 1,3 Millionen Mitarbeitern. Bei 122 Milliarden Euro 

Jahresumsatz in deutschen Krankenhäusern handelt die DKG für einen maßgeblichen 

Wirtschaftsfaktor im Gesundheitswesen.  

 


